










Stadt Kehl, Bauamt               Kehl, den 01.09.03 Hu/Bé 
-Planungsabteilung- 
 
 

Bebauungsplan „Bündt“ in Kehl-Hohnhurst, 1. Änderung 
 
 

Begründung 
 
 
Die Aufstellung des Bebauungsplans „Bündt“ (Inkrafttreten Februar 2003) war not-
wendig geworden, um dem vorhandenen örtlichen Bedarf an Wohnbauland zur Er-
richtung von Eigenheimen in Hohnhurst Rechnung zu tragen. Festgesetzt sind 16 
Baugrundstücke, neue Erschließungsstraßen und eine als Festplatz dienende Grün-
fläche nördlich des Bürgerhauses. 
 
Ein Realisierungsproblem entstand dadurch, dass zwei Eigentümer von im Geltungs-
bereich liegenden Privatgrundstücken, weder ihre Liegenschaften an die Stadt ver-
äußern noch sich an einer Grundstücksneuordnung im Sinne einer Siedlungsentwick-
lung gemäß B-Plan beteiligen wollten. Um die Planung dennoch umsetzen zu kön-
nen, strengte die Stadt Kehl ein gesetzliches Umlegungsverfahren nach §§ 45 ff. 
BauGB an, in dessen Verlauf ein Vergleich zwischen der Kommune und den beiden 
Grundeignern erzielt wurde (Juni 2003). 
 
B-Plan-relevantes Ergebnis dieses Vergleichs ist, dass eine knapp 800 m² große 
Fläche aus dem Geltungsbereich herausgenommen werden soll. Dies ist am östli-
chen Rand des Plangebietes im direkten westlichen Anschluss an die Grundstücke 
mit den Flurstücksnummern 206 und 206/1 vorgesehen. Als Folge dieser Änderung 
müssen Grundstückszuschnitte und -anzahl (15 statt 16), Zuschnitt und Größe des 
Festplatzes sowie der Straßenverlauf im Gebietsinneren geringfügig angepasst wer-
den. 
 
Ferner ist die Straßenraumbreite der geplanten Erschließungsstraße zwischen Ha-
nauerlandstraße und Allmendstraße  von 9,00 m auf 7,50 m zu reduzieren. Es hier ist 
zwar weiterhin vorgesehen, Bäume in den Straßenraum zu integrieren, deren Anzahl 
ist jedoch aufgrund verkehrstechnischer Belange zu vermindern. Der Einmündungs-
bereich zur Hanauerlandstraße erfährt eine kleinere Anpassung. Ebenfalls soll die 
Breite der Bündtstraße im Vergleich zum gültigen B-Plan geringfügig vergrößert wer-
den. Schließlich ist entlang der Grundstücke mit den Flst.-Nr. 212 und 236/14 auf-
grund eines dort liegenden Regenwasserkanals ein Leitungsrecht festzusetzen. 
 
Die genannten Anpassungen berühren die Grundzüge der Planung nicht. Daher 
kann ein vereinfachtes Änderungsverfahren nach § 13 BauGB zur Anwendung kom-
men. Von der geplanten Änderung sind im Sinne des Gesetzes weder Bürger noch 
Träger öffentlicher Belange betroffen, weshalb sowohl auf eine Unterrichtung nach § 
3 Abs. 1 Satz 1 BauGB als auch auf Beteiligungen nach § 3 Abs. 2 bzw. § 4 BauGB 
verzichtet werden kann.  
 
 
 
 


